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Parlament ist fürdenOpferschutz
Nach langer Debatte und diversen Uneinigkeiten stimmt der Grosse Rat für die Teilrevision des Polizeigesetzes.

Elodie Kolb

2019 erstach Alice F. den sieben-
jährigen Ilias auf seinem Nach-
hauseweg von der Schule. Im
Nachhinein zeigte sich, dass die
Täterin bereits behördlich be-
kannt war. Wegen des Daten-
schutzes waren die involvierten
Behörden aber nicht befugt, In-
formationen auszutauschen.
Das ändert sich jetzt: Gestern
nahm der Grosse Rat mit einer
deutlichen Mehrheit von 74 Ja-
Stimmen gegen 13 Nein-Stim-
men und 4 Enthaltungen eine
Teilrevision des Polizeigesetzes
an. Nun wird eine Fachstelle ge-
schaffen, die «konkrete, zielge-
richtete, von Personen ausge-
hende Gewaltbereitschaft, die
geeignet ist, die physische, psy-
chische oder sexuelle Integrität
Dritter ernsthaft zu gefährden»,
bereits im Voraus erkennen und
präventive Massnahmen ergrei-
fen kann. So wird es im revidier-
ten Gesetz stehen.

Das sei auch nötig, darüber
ist sich der Grosse Rat einig. Die
Vorstellungen über die Umset-
zung gehen allerdings auseinan-
der. So wurden dann auch sechs
Anträge für Änderungen an den
entsprechenden Gesetzespara-
grafen eingereicht.

«GrosseLücke im
Opferschutz»
Unschlüssig war schon die vor-
beratende Justiz-, Sicherheits-
und Sportkommission (JSSK):
Sie überwies den Ratschlag
Ende April mit 7 gegen 5 Stim-
men bei 1 Enthaltung an den
Grossen Rat. «Die Erfahrungen
der Polizei zeigen, dass es bei
zielgerichteten Gewalttaten vor-
gängig bereits Verhaltensweisen
gibt», argumentiert Jeremy Ste-
phenson (LDP), Vorsitzender

der JSSK. Auch Regierungsrätin
Stephanie Eymann (LDP)sieht
eine «grosse Lücke im Opfer-
schutz», die mit dem Bedro-
hungsmanagement geschlossen
werden soll. «Das Ziel des Be-
drohungsmanagements ist es,
solche zu erkennen, einzuschät-
zen und zu entschärfen», sagt
Stephenson. Dabei stehe Hilfe
für mögliche Täter und Schutz
für potenzielle Opfer im Vorder-
grund. Da es sich um eine Erwei-
terung polizeilicher Tätigkeit
handelt und nicht im Strafgesetz
verankert ist, sind keine Sank-
tionen vorgesehen.

Für Diskussionen sorgt ein Mel-
derecht für Personen, die der
Schweigepflicht unterliegen.
Davon ausgenommen sind Juris-
ten. Die SVP-Fraktion hatte die
Streichung dessen beantragt.
Stefan Suter (SVP) sagt: «Wirbe-
finden uns in einem heiklen Be-
reich. Das wurde grundsätzlich
gut gelöst, mit einer Ausnahme:
Dem Berufsgeheimnis unterste-
henden Personen will man ein
Melderecht zugestehen. Und
das ist in dieser Form unzuläs-
sig. Ich würde das keinem
Psychiater raten.» Der Antrag
wird schliesslich knapp abge-

lehnt. Stephenson betont der-
weil: «Nicht jeder kann sich an
die Fachstelle wenden, sondern
nur wer zuvor geschult wurde.
So können wir auch Denunzian-
tentum verhindern.»

LinkeParteienhin-und
hergerissen
Auch die Frage einer Aufsichts-
stelle für das Bedrohungsma-
nagement ist umstritten und
wird nach einem Stichentscheid
von Ratspräsident David Jenny
angenommen. Die Linke zeigt
sich vor allem hin- und hergeris-
senzwischenstaatlichenEingrif-

fen und der Schutzpflicht von
Opfern. Die SP habe sich nicht
einigen können und deswegen
Stimmfreigabe beschlossen.
Basta-Grossrätin Heidi Mück
sagt derweil: «Ich habe einen in-
neren Zwiespalt: Als Co-Präsi-
dentin des Frauenhauses bin ich
für den Ratschlag. Ein ganzheit-
licher Ansatz wird von den Op-
ferstellenschon langegefordert.
Aber als Linke bin ich auch sehr
skeptisch gegenüber vorsorgli-
chem Datensammeln. Bei allem
Verständnis für die Kritik ist für
mich aber der dringend nötige
Opferschutz wichtiger.»

BasellandhinktbeiGleichstellungvonLGBT-Personenhinterher
Vorstösse im Landrat fordern eine Anlaufstelle sowie Angebote fürs Älterwerden von nicht heterosexuellen Menschen.

Es ist eines der grossen gesell-
schaftspolitischen Themen. Die
Gleichstellung zwischen Mann
und Frau. Ein ebenso wichtiges
damit einhergehendes Thema
ist die Gleichstellung der Men-
schenderLGBTQIA+*-Commu-
nity. Diese besteht aus lesbi-
schen, schwulen (engl. gay), bi-
sexuellen, trans, queeren,
inter(geschlechtlichen) sowie
asexuellen und aromantischen
Menschen.Daesnoch vielewei-
tere sexuelle Orientierungen
gibt und obige Aufzählung nicht
als abgeschlossen gesehen wer-
den kann, wird ein Plus (+) ver-
wendet,derStern (*)bezieht sich
aufMenschen,die sichzwischen
oder ausserhalb der genannten
Bezeichnungen sehen.

Das Problem im Kanton Ba-
selland: Die Fachstelle für
Gleichstellung ist laut dem ent-
sprechenden Gesetz nur für die
Gleichstellung von Mann und
Frauzuständig.Willheissen:Die
AnliegenderLGBT-Community
sind gesetzlich nicht festge-
schrieben.Dassollnungeändert
werden. Die Reinacher CVP-

Landrätin Béatrix von Sury
reichteam 20.April die Interpel-
lation «Wie sieht die Beratung
vonLGBTQIA+*Personen inder
Fachstelle Gleichstellung aus»
ein. Die Beantwortung des Re-
gierungsrats liegt vor und ist an
der heutigen Landratssitzung
traktandiert.

DieGesetzesgrundlage
istnichtgegeben
Augenfällig bei der Beantwor-
tung ist der Vergleich, der mit
den anderen Kantonen gezogen
wird. Hierbei wird klar ersicht-
lich, dass sich Baselland im Ver-
gleichmitZürich,Genfundauch
Basel-Stadt imHintertreffenbe-
findet, was die Anlaufstellen für
LGBT-Personen anbelangt. Von
Sury begründet dies mit dem
eher ländlichen Charakter des
Baselbiets. «In den Städten ist
eine viel grössere Diversität vor-
zufinden als auf dem Land.»

Auch Miriam Locher, Präsi-
dentin der SP Baselland, stimmt
ihr zu: «In der Stadt werden An-
liegen in diesem Themenbe-
reich offener gehandhabt. Im

Baselbiet läuft ein Postulat sol-
cher Thematik schnell einmal
Gefahr, in der Bedeutungslosig-
keit zu verschwinden.» Seit dem
28.Januar ist ihr Vorstoss für
eine eigene Fachstelle hängig.

«Doch steter Tropfen höhlt den
Stein», findet Locher. Sie erhof-
fe sich nun durch die Interpella-
tion von Surys eine Beschleuni-
gung des Prozesses. Vor allem
die letzte Frage werde eine De-
batte im Landrat auslösen. Die-
se befasst sich mit den Ressour-
cen und Voraussetzungen, die
benötigt werden, damit die
Fachstelle den Auftrag ordent-
lich wahrnehmen könnte. In der
Antwort erklärt der Regierungs-
rat, dass er im Rahmen der Fra-
ge auch die Motion von Locher
prüfen möchte.

Denn was die momentane
Sachlage anbelangt, fällt laut
einem Bundesgerichtsentscheid
aus dem Jahr 2019 die Diskrimi-
nierung aufgrund der sexuellen
Orientierungnicht indenSchutz-
bereichdesGleichstellungsgeset-
zes. Ausser einigen Entscheiden
von Schlichtungsbehörden, wel-
che die Anwendung des Gleich-
stellungsgesetzes imFallvonDis-
kriminierung wegen der Ge-
schlechtsidentitätbejahen, istdie
Diskriminierung von LGBT-Per-
sonen nicht im Bundesgesetz

über die Gleichstellung von
Mann und Frau verankert.

KeineneueFachstelle,
dafürbesseresFachwissen
Zivilgesellschaftliche Organisa-
tionenhabenauchdeshalb2016
die «LGBT+ Helpline» gegrün-
det, andiesichPersonenbeiGe-
walterfahrung wenden können.
ImSchnitt ist innerhalbvonzwei
Jahren(2019und2020)mehrals
einFallproWochegemeldetwor-
den.LauteinerStatistikderdeut-
schen Bundesregierung hat die
Hasskriminalität von 2019 auf
2020 um 36 Prozent zugenom-
men. Hinzu kommt eine grosse
Dunkelziffer. Auch wenn man
die Schweiz und Deutschland
nicht eins zu eins vergleichen
könne, sieht von Sury Hand-
lungsbedarf. «Eine solche Fach-
stelle im Baselbiet hätte eine Si-
gnalwirkung.» Man müsse sich
als Kanton nur einen Ruck ge-
ben, denn sie habe nicht das Ge-
fühl, dass sich die Regierung da-
gegen sperren würde.

EinweitererVorstossLochers
istaberaufderheutigenTraktan-

denliste des Landrats. Mit
«LGBTQIA* im Alter» bittet Lo-
cherdenRegierungsrat,Projekte
zu prüfen, die das Älterwerden
für betroffene Menschen verein-
fachensollte.DieSP-Präsidentin
istguterDinge:«DerRegierungs-
rat istbereit,diesenVorstossent-
gegenzunehmen.»

SVP-Landrat Peter Riebli
sieht beim Thema nicht einen
solch grossen Handlungsbedarf.
Die Menschen mit diesen Anlie-
gen sollten sich weiterhin und
bei Bedarf auch vermehrt an die
Fachstelle für Gleichstellung
wenden, das habe bis jetzt funk-
tioniert und werde auch weiter-
hin funktionieren «Wichtig ist
aber, dass die Fachstelle das
Fachwissen hat, um sich profes-
sionell mit diesen Fällen ausein-
andersetzen zu können.» Für
Locher hingegen ist klar: «Es ist
eine Thematik, die Menschen
jeglichen politischen Spektrums
betrifft. Das ist in der Realpolitik
aber leider noch nicht ganz an-
gekommen.»

Maximilian Karl Fankhauser

50Millionenmehr
fürKrisenfonds
Grosser Rat I Die Basler Regie-
rung forderte in ihrem Rat-
schlag eine ausserordentliche
Äufnung des Krisenfonds in
Höhe von 50 Millionen Fran-
ken. Der Grosse Rat nahm die
Vorlage einstimmig mit 94 Ja-
Stimmen an.

Dieses Geld soll für die wei-
terführenden Massnahmen zur
Abfederung der wirtschaftli-
chen Folgen der Coronapande-
mie im Rahmen des Härtefall-
programms und der Entschädi-
gungen für Kulturschaffende
eingesetzt werden. Der Betrag
fällt laut Ratschlag zusätzlich
zur ordentlich erfolgenden Zu-
weisung von 6 Millionen Fran-
ken pro Jahr an. Weiter forderte
die Regierung, die Änderung so-
fort in Kraft zu setzen, sodass
die Gelder ausgezahlt werden
können. Der Krisenfond hat die
Aufgabe, Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen und zu verhindern. (sil)

Innenstadtdarf
lauterwerden
Grosser Rat II Die Motion des
ehemaligen FDP-Grossrats Ste-
phanMumenthalerausdemJahr
2016 forderte, dass die Lärm-
empfindlichkeitsstufen inder In-
nenstadtangepasstwerden.Dies
würde mehr Boulevard- und an-
dere Nutzungen im öffentlichen
Raum ermöglichen. Ausgenom-
men sind die Gebiete Münster-
hügel und Nadelberg. Die Bau-
und Raumplanungskommission
unterstützt die Vereinheitli-
chung und will dem Ratschlag
der Regierung folgen. Gegen die
Veränderung der Lärmempfind-
lichkeitsstufen wurden mehrere
Einsprachen eingereicht. Der
Grosse Rat verabschiedete den
Bericht mit 76 Ja-Stimmen bei
2 Gegenstimmen und 5 Enthal-
tungen. (sil)

«EineFach-
stellewürde
Signalwirkung
erzeugen.»

Béatrix vonSury
CVP-Landrätin, Reinach

2019 löste der gewaltsame Tod des siebenjährigen Ilias eine grosse Solidaritätswelle in der Bevölkerung aus. Bild: Roland Schmid (23.März 2019)


